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Vor der Volksabstimmung über das 
S 21-Kündigungsgesetz am 27. November 2011 
Ergebnisse früherer Abstimmungen in Baden-Württemberg

Monika Hin, Nicolas Schäfstoß

Am 27. November 2011 findet in Baden-Würt-

temberg die Volksabstimmung über die Ge-

setzesvorlage „Gesetz über die Ausübung von 

Kündigungsrechten bei den vertraglichen Ver-

einbarungen für das Bahnprojekt Stuttgart 21 

(S 21-Kündigungsgesetz)“ statt. Erstmals in 

der Geschichte des Landes gibt es damit eine 

Volksabstimmung über eine Gesetzesvorlage 

der Landesregierung, die vom Landtag abge-

lehnt wurde. Die letzte Volksabstimmung im 

Land Baden-Württemberg datiert aus dem 

Jahr 1971 und liegt somit bereits 40 Jahre zu-

rück. Damals waren die Bürgerinnen und Bür-

ger des Landes aufgerufen, über die Auflösung 

des 5. Landtags von Baden-Württemberg ab-

zustimmen. Seit 1950 fanden auf dem Gebiet 

des heutigen Landes Baden-Württemberg 

mehrere direktdemokratische Urnengänge 

statt,  deren Hintergründe und Ergebnisse an 

dieser Stelle im Vorfeld der Volksabstimmung 

am 27. November dargestellt werden.

1950: Volksbefragung über die Neugliederung 

des Südwestraums

Auf dem Gebiet des heutigen Landes Baden-

Wüttemberg wurden 1945 die Länder Württem-

berg-Baden mit der Hauptstadt Stuttgart, Würt-

temberg-Hohenzollern (Hauptstadt Tübingen) 

und Baden (Hauptstadt Freiburg) gegründet. 

Vor dem Hintergrund von Überlegungen und 

Plänen zur Gründung eines vereinten Süd-

weststaates fand am 24. September 1950 in 

diesen drei Ländern eine Volksbefragung über 

die Neugliederung dieser drei Länder statt. Die 

Stimmberechtigten wurden gefragt: 1. Wün-

schen Sie die Vereinigung der drei Länder 

Baden, Württemberg-Baden und Württemberg-

Hohenzollern zum Südweststaat? 2. Wünschen 

Sie die Wiederherstellung des alten Landes 

Baden und des alten Landes Würt temberg ein-

schließlich Hohenzollern? Die Abstimmenden 

konnten sich nur für eine Option entscheiden. 

Gebiet

Stimm-
berechtigte

Abgegebene Stimmen Von den gültigen Stimmen entfielen auf

insgesamt ungültig gültig Südweststaat alte Länder

Anzahl % Anzahl % Anzahl % Anzahl %

Land
Württemberg-Baden 2 574 621   1 277 243  49,6 30 169  2,4 1 247 074  956  651   76,7 290 423  23,3

davon

Landesbezirk
Württemberg 1 589 964  682  088   42,9 15 183  2,2 666 905  623  689   93,5 43 216  6,5

Landesbezirk
Baden 984 657  595  155   60,4 14 986  2,5 580 169  332  962   57,4 247 207  42,6

Land Baden 830 956  541  590   65,2 9 922  1,8 531 668  214  945   40,4 316 723  59,6

Land Württemberg-
Hohenzollern  734  964   358  348   48,8 7 522  2,1 350 826  324  380   92,5 26 446  7,5

Gesamtes 
Abstimmungsgebiet 4 140 541   2 177 181  52,6 47 613  2,2 2 129 568   1 495 976  70,2 633 592  29,8

Volksbefragung über die Neugliederung des Südwestraums in den Ländern Württemberg-Baden, Baden und 
Württemberg-Hohenzollern am 24. September 1950
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In dieser Volksbefragung sprachen sich in Würt-

temberg-Baden (76,7 %) und Württemberg-

Hohenzollern (92,5 %) jeweils überaus starke 

Mehrheiten für die Gründung eines Südwest-

staats aus. Im Land (Süd-)Baden hingegen 

votierte lediglich eine Minderheit der Abstim-

menden (40,4 %) für eine Vereinigung der drei 

Länder. Hier entfiel mit 59,6 % die Mehrheit 

der gültigen Stimmen auf die Wiederherstel-

lung des alten Landes Baden sowie des alten 

Landes Württemberg einschließlich Hohenzol-

lern. Insgesamt stimmten im gesamten Ab-

stimmungsraum allerdings über zwei Drittel 

der stimmberechtigten Bürgerinnen und Bür-

ger (70,2 %) für die Gründung des neuen Süd-

weststaats. Die Beteiligung an der Befragung 

lag bei 52,6 %, wobei die Mobilisierung in 

(Süd-)Baden (65,2 %) deutlich über dem 

Durchschnitt lag. Da die Volksbefragung vom 

24. September 1950 nur informatorischen 

Charak ter hatte, ergaben sich aus ihr noch 

keine unmittelbaren Konsequenzen. Sie sollte 

eine Vereinbarung über die Neugliederung der 

drei Länder lediglich vorbereiten (Tabelle 1).

1951: Volksabstimmung über die Neu-

gliederung des Südwestdeutschen Raumes

Trotz des klaren Votums bei der Volksbefragung 

von 1950 konnten sich die Regierungen der 

Gebiet

Stimm-
berechtigte

Abgegebene
Stimmen
insgesamt

Abstim-
mungs-
beteili-
gung

Von den abgegebenen
Stimmen waren

Von den gültigen Stimmen
entfielen auf

ungültig gültig Südweststaat alte Länder

Anzahl % Anzahl % Anzahl % Anzahl %

Land
Württemberg-Baden 2 660 756   1 511 749   56,8  18 858   1,2 1 492 891   1 151 887   77,2  341 004  22,8

davon

Landesbezirk
Württemberg 1 655 825    834 653   50,4  11 351   1,4  823 302    769 869   93,5  53 433  6,5

Landesbezirk
Baden 1 004 931    677 096   67,4  7 507   1,1  669 589    382 018   57,1  287 571  42,9

Land Baden   883 502    622 530   70,5  5 830   0,9  616 700    233 255   37,8  383 445  62,2

Land Württemberg-
Hohenzollern   778 271    406 254   52,2  8 726   2,1  397 528    363 349   91,4  34 179  8,6

Gesamtes 
Abstimmungsgebiet 4 322 529   2 540 533   58,8  33 414   1,3 2 507 119   1 748 491   69,7  758 628  30,3

Volksabstimmung über die Neugliederung des Südwestdeutschen Raumes in den Ländern Württemberg-Baden, 
Baden und Württemberg-Hohenzollern am 9. Dezember 1951
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drei Südweststaaten nicht über eine Neuord-

nung des Südwestraums verständigen. Im 

Mai 1951 hat der Deutsche Bundestag darauf-

hin ein Gesetz verabschiedet, in dem in diesen 

Ländern eine Volksabstimmung darüber ange-

ordnet wurde, ob die Länder Baden, Württem-

berg-Baden und Württemberg-Hohenzollern in 

einem Bundesland (Südweststaat) vereinigt 

oder ob die alten Länder Baden und Württem-

berg (einschließlich Hohenzollern) wiederher-

gestellt werden sollten.  

Bei der darauf folgenden Volksabstimmung 

über die Neugliederung des Südwestdeut-

schen Raumes am 9. Dezember 1951 war das 

Votum für das neue Bundesland sowohl in 

Württemberg-Hohenzollern (91,4 % der gülti-

gen Stimmen) als auch in Württemberg-Baden 

(77,2 %) deutlich. Die Zustimmung in den bei-

den Landesbezirken Württemberg-Badens 

wich mit 93,5 % im Landesbezirk Württemberg 

und 57,1 % im Landesbezirk Baden (Nordbaden) 

allerdings erheblich voneinander ab. In (Süd-)

Baden sprach sich erneut lediglich eine Min-

derheit der Abstimmenden (37,8 %) für den 

Südweststaat aus. Eine Mehrheit von 62,2 % 

stimmte  für die Wiederherstellung des alten 

Landes Baden. Bezogen auf das gesamte Ab-

stimmungsgebiet fiel jedoch die Zustimmung 

für das heutige Land Baden-Württemberg mit 

69,7 % deutlich aus. Wie bereits zur Volksbefra-
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gung 1950 lag die Abstimmungsbeteiligung in 

(Süd-)Baden mit 70,5 % klar über der in Würt-

temberg-Baden (56,8 %) und Württemberg-

Hohen zollern (52,2 %). Am 25. April 1952 ent-

stand dann durch Zusammenschluss der Länder 

Baden, Württemberg-Baden und Württemberg-

Hohenzollern das neue Land Baden-Württem-

berg (Tabelle 2).

1956 und 1970: Volksbegehren und 

Volksentscheid in Baden

Auch nach der Volksabstimmung von 1951 und 

der Gründung des Landes Baden-Württemberg 

setzten sich die Befürworter eines eigenen Lan-

des Baden weiterhin für ihr Ziel ein. Das Bun-

desverfassungsgericht fällte 1956 ein Urteil, 

wonach die badische Bevölkerung erneut über 

den Verbleib ihres Gebiets im Land Baden-

Württemberg abstimmen durfte. Ein entspre-

chendes Volksbegehren über die Wiederher-

stellung Badens fand in der Zeit vom 3. bis zum 

16. September 1956 in den Gebieten Nord- und 

Südbadens statt. Es wurde von rund 310 000 

Wahlberechtigten (15,1 % der Wahlberechtig-

ten) unterstützt. Nach langer Verzögerung 

kam es jedoch erst am 7. Juni 1970 zu einem 

Volksentscheid über den Verbleib Badens in 

Baden-Württemberg, zu dem wiederum nur 

die Bevölkerung Nord- und Südbadens ab-

stimmungsberechtigt war. Das Ergebnis war 

ein eindrucksvolles Bekenntnis der badischen 

Bevölkerung zum Land Baden-Württemberg. 

Nur noch eine Minderheit votierte für eine 

Wiederherstellung des Landes Baden. So ent-

fielen in Südbaden 79,1 %, in Nordbaden 

84,7 % und im gesamten Abstimmungsgebiet 

81,9 % der gültigen Stimmen auf den Verbleib 

Badens in Baden-Württemberg. Die Wieder-

herstellung des Landes Baden war mit Zustim-

mungsquoten von nur noch 18,1 % (15,3 % in 

Nordbaden bzw. 20,9 % in Südbaden) klar ge-

scheitert (Tabelle 3). Der Verbleib Badens im 

Land Baden-Württemberg wäre erst dann in 

Frage gestellt gewesen, wenn sich eine Mehr-

heit der Abstimmungsberechtigten Badener 

gegen den Status Quo entschieden hätte und 

diese Mehrheit zugleich mindestens einem 

Viertel aller Stimmberechtigten entsprochen 

hätte (Quorum).

 

1971: Volksbegehren  und Volksabstimmung 

über die Auflösung des 5. Landtags von 

Baden-Württemberg

Die bislang letzte landesweite direktdemo-

kratische Entscheidung liegt bereits 40 Jahre 

zurück, als 1971 in einem erfolgreichen Volks-

begehren landesweit mehr als 200 000 Unter-

schriften gesammelt wurden, um die Auflösung 

des Landtags durch eine Volksabstimmung 

herbeizuführen. Initiiert wurde dieses Volks-

begehren von den Gegnern der damals sich in 

Vorbereitung befindlichen kommunalen Ge-

bietsreform. Bei der Volksabstimmung selbst 

sprach sich zwar eine Mehrheit der Abstimmen-

den für die Auflösung des 5. Landtags von 

Baden-Württemberg aus (54,4 %). Jedoch 

scheiterte das Anliegen der Gegner der anste-

henden Gebietsreform an dem Quorum, das 

Regierungsbezirk

Stimm-
berechtigte

Abgegebene
Stimmen
insgesamt

Abstim-
mungs-
beteili-
gung1)

Von den abgegebenen
Stimmen waren

Von den gültigen Stimmen
wurden abgegeben für

ungültig gültig
Verbleib
Badens bei

Baden-Württemberg

Wieder-
herstellung
Badens

Anzahl % Anzahl % Anzahl % Anzahl %

Nordbaden 1 327 466  807  074   59,5 4  033   0,5 803  041   680  127   84,7 122  914   15,3

Südbaden 1 239 180  799  428   63,4 3  991   0,5 795  437   629  538   79,1 165  899   20,9

Gesamtes 
Abstimmungsgebiet 2 566 646   1 606 502  62,6 8 024  0,5 1 598 478   1 309 665  81,9 288 813  18,1

1) Im gesamten Abstimmungsgebiet: Verhältnis Zahl der Abstimmenden insgesamt zu Zahl der Stimmberechtigten insgesamt; in den Regierungsbezirken: Ver-
hältnis Zahl der Abstimmenden ohne Stimmschein zu Zahl der Stimmberechtigten ohne Stimmschein.

Volksentscheid über den Verbleib des Gebiets des früheren Landes Baden beim Land Baden-Württemberg 
am 7. Juni 1970
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zusätzlich zur Stimmenmehrheit auch eine 

Mehrheit der Stimmberechtigten zur Bedin-

gung machte. Bei einer niedrigen Abstimmungs-

beteiligung von lediglich 16,0 % lag man von 

dieser Marke weit entfernt. Der Anteil der 

Stimmberechtigten, der sich für die Auflösung 

des Landtags aussprach, lag bei gerade ein-

mal 8,6 % (Tabelle 4).

Weitere Informationen über die Ergebnisse 

zurück liegender Volksbefragungen, -begehren, 

-entscheide und -abstimmungen können unter 

Regierungsbezirk
Land

Stimmbe-
rechtigte

Abstim-
mende

Ab-
stimm-
ungs-
beteili-
gung

Ungültige
Stimmen

Gültige
Stimmen

Von den gültigen Stimmen waren

Ja – Stimmen Nein – Stimmen

Anzahl % Anzahl % Anzahl

%

Anzahl

%

der
Stimm-
be-
rech-
tigten

der
gülti-
gen
Stim-
men

der
Stimm-
be-
rech-
tigten

der
gülti-
gen
Stim-
men

Nordwürttemberg 2 306 536    357 007  15,5  4 326  1,2  352 681    195 585  8,5 55,5  157 096  6,8 44,5

Nordbaden 1 314 865    194 304  14,8  3 974  2,0  190 330    88 156  6,7 46,3  102 174  7,8 53,7

Südbaden 1 245 335    212 027  17,0  3 616  1,7  208 411    116 298  9,4 55,8  92 113  7,4 44,2

Südwürttemberg-
Hohenzollern 1 068 226    185 314  17,3  2 249  1,2  183 065    108 003  10,1 59,0  75 062  7,0 41,0

Baden-
Württemberg 5 934 962    948 652  16,0  14 165  1,5  934 487    508 042  8,6 54,4  426 445  7,2 45,6

Volksabstimmung über die Auflösung des 5. Landtags von Baden-Württemberg am 19. September 1971T4

www.statistik-bw.de abgerufen werden. Ver-

fügbar sind die Ergebnisse bisheriger direkt-

demokratischer Urnengänge in Form von 

Tabel len und historischen Aufsätzen.

Weitere Auskünfte erteilen

Monika Hin, Telefon 0711/641-26 04,

Monika.Hin@stala.bwl.de

Nicolas Schäfstoß, Telefon 0711/641-60 15,

Nicolas.Schaefstoss@stala.bwl.de

kurz notiert ...

Kassenmäßige Steuereinnahmen des Landes

von Januar bis September 2011 um fast

2 Mrd. Euro gestiegen

Die dem Land Baden-Württemberg nach Ver-

teilung der Steuern auf Bund, Länder und Ge-

meinden zustehenden kassenmäßigen Steuer-

einnahmen von Januar bis September 2011 

haben sich um 1,9 Mrd. Euro oder 10,4 % ge-

genüber dem Vorjahreszeitraum erhöht. 

Die Steuereinnahmen betragen somit 19,8 

Mrd. Euro. Der Anteil der gemeinschaftlichen 

Steuern liegt bei 18,4 Mrd. Euro (+ 11,4 %); an 

reinen Landessteuern nahm der Fiskus 1,4 

Mrd. Euro (– 1,5 %) ein.


